DER STADTRAT ELLRICH	Ellrich, den 22.01.2018

[image: wappschild1]
Vorlage zum  Beschluss-Nr.  237-14/19                       

Vorlage wurde ohne/ mit................. Änderungen am ............................... zum Beschluss erhoben

Vorlage wurde am ......................... abgelehnt; Vorlage wurde am  ...................... zurückgezogen



	
1. Bezeichnung des Beschlusses

	
Abstufung der L 1014


	
2. Beschlusstext:



	
[bookmark: _GoBack]Der Stadtrat der Stadt Ellrich stimmt der Abstufung der L1014, in dem Bereich gem. der Anlage (Verwaltungsvereinbarung) beschrieben, zu. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Verwaltungsvereinbarung zu unterzeichnen. 

	
3. Einreicher

	
Der Bürgermeister

	
4. Begründung der Zuständigkeit des Stadtrates (Aufgrund welcher gesetzlichen Bestimmung wurde die Beschlussvorlage erarbeitet?)

	
ThürKO vom 28.01.2003,  zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.06.2017 (GVBl. S. 159) 


	
5. Welche Beschlüsse müssen aufgrund der
o. g. Beschlussvorlage aufgehoben bzw.
ergänzt werden?

	

Keine

	
6. a) Mit welchem Personenkreis wurde die
 Beschlussvorlage beraten 
      b) mit wem soll sie beraten werden?

	
Bauausschuss:     18.01.2018
Hauptausschuss:  29.01.2018


	
7. Welche absehbaren finanziellen Auswirkungen hat die Beschlussvorlage?

	
Bereitstellung der Eigenanteile für den Ausbau der Nebenanlagen in der OD Ellrich.
Sicherstellung der Kosten für den Unterhalt (ca. 4 km Straßenunterhalt).


	
8. Veröffentlichung des Beschlusses?

	
Ja

	
9. Verteiler

	
Alle Stadtratsmitglieder, Ortsteilbürgermeister



Abstimmungsergebnis:

Gesetzliche Anzahl Stadtratsmitglieder:	20 + 1	Ja – Stimmen:	…….
davon anwesend:	…….	Nein – Stimmen:	…….
		Enthaltungen:	…….

Folgende Mitglieder waren nach § 38 ThürKO von der Beratung und Beschlussfassung ausgeschlossen:
-keine-


Der Beschluss wurde somit angenommen/abgelehnt.




Matthias Ehrhold
Bürgermeister




Begründung zum Beschluss Nr.: 237-14/19                       





Beschlusstext: 

Der Stadtrat der Stadt Ellrich stimmt der Abstufung der L1014, in dem Bereich gem. der Anlage (Verwaltungsvereinbarung) beschrieben, zu. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Verwaltungsvereinbarung zu unterzeichnen.


Begründung:

Die L 1014 wird in dem der Anlage gekennzeichneten Bereich  (Verwaltungsvereinbarung) zu einer Gemeindestraße gem. § 3 Abs. 1 Nr. 3 Thür. Straßengesetz abgestuft. 
Der Freistaat Thüringen, vertreten durch das Straßenbauamt, plant die Abstufung noch im Jahr 2018 durchzuführen. Um die Kosten für die grundhafte Instandsetzung zu sichern, macht sich die in der Anlage vorhandene Verwaltungsvereinbarung notwendig. 
Natürlich kann der Stadtrat sich gegen den Abschluss der Verwaltungsvereinbarung entscheiden, dies würde aber an der Abstufung nichts ändern. Diese Erfahrung hat die Stadt Ellrich bei der Abstufung der Ortsverbindungsstraße Ellrich/ Werna in 2013 ja bereits gemacht!
Aus diesem Grund kann die Verwaltung dem Stadtrat nur empfehlen, der Unterzeichnung der Vereinbarung zuzustimmen. 









Matthias Ehrhold
Bürgermeister



Anlagen: Lageplan
               Vereinbarung
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                        Vereinbarung


zwischen

dem Freistaat Thüringen,
dieser endvertreten durch das Straßenbauamt Nordthüringen, vertreten durch den Amtsleiter, Herrn Rohmund nachstehend Straßenbauverwaltung genannt,

und

der Stadt Ellrich
vertreten durch den Bürgermeister Herrn Ehrhold,
nachstehend Stadt genannt,



§ 1
Gegenstand der Vereinbarung

(1) Auf der Grundlage der §§ 7 und 11 Thüringer Straßengesetz (ThürStrG) vom 07. 05. 1993, zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.02.2014 (GVBI S. 45), wird die Teilstrecke der Landesstraße Nr.  L 1014 in der Gemarkung Ellrich bis zur Gemarkung Sülzhayn
 
 ·	von Netzknoten von Station
           nach Netzknoten nach Station
           =	km

 auf einer Länge von	km zur Gemeindestraße in die Baulast der Stadt umgestuft.
 

(2) Die Stadt stimmt der im Absatz 1 genannten Umstufung zu. Sie verzichtet auf die dreimonatige Ankündigungsfrist der Umstufung (§ 7 Abs. 4 ThürStrG) sowie auf Rechtsmitteln gegen die in Absatz 1 genannte Umstufung.

(3) Für die Durchführung noch notwendiger Erhaltungsmaßnahmen an dem in Absatz 1
genannten Straßenzug im Bereich der Ortsdurchfahrt

von Netzknoten von Station
nach Netzknoten
bis Station	=	km,
 
stellt auf einer Länge von     km die Straßenbauverwaltung Haushaltsmittel zur Verfügung.
 
Die Straßenbauverwaltung hat auf der Grundlage von Mittelpreisen den erforderlichen Erhaltungsaufwand zum Zeitpunkt des Abschlusses dieser Vereinbarung in Abstimmung mit der Stadt ermittelt.

Zur Planung erforderlicher Haushaltsmittel ist die vorläufige Kostenschätzung Bestandteil dieser Vereinbarung (Anlage 1). Sie dient nicht als Abrechnungsgrundlage.
Abrechnungsgrundlage sind die tatsächlich entstandenen Kosten nach Abnahme der Leistung.

(4) Die Ermittlung noch notwendiger Unterhaltungsmaßnahmen an dem in Absatz 1
genannten Straßenzug innerhalb und außerhalb der Ortsdurchfahrt

von Netzknoten	nach Netzknoten ·	
von Station
von Netzknoten ,	nach Station
nach Netzknoten NK	=	km
von Station
von Netzknoten ,	bis Station
nach Netzknoten	=	km (OD)
von Station	nach Station	=	km
			km

erfolgt im Rahmen einer noch durchzuführenden gemeinsamen Begehung gemäß Formblatt (Anlage 2). Die hierbei festgestellten offenen Leistungen werden auf der Grundlage des Handlungsleitfadens für die „Umstufung von Landesstraßen zu Kreis­ und Gemeindestraßen" vom 30.11.2010, durch die Straßenbauverwaltung, vor dem in Absatz (1) genannten Umstufungstermin abgearbeitet. Sofern die Abarbeitung der rückständigen Unterhaltung durch unvorhersehbare Gründe in	 2018	nicht durchgeführt werden können, wird die Straßenbauverwaltung diese spätestens bis 2020 abarbeiten.

(5) Gemäß § 11 Abs. 4 ThürStrG hat der bisherige Träger der Straßenbaulast dem neuen Straßenbaulastträger für die ordnungsgemäße Unterhaltung in dem durch die Verkehrsbedeutung gebotenen Umfang einzustehen. Straßenbauverwaltung und Stadt sind sich einig, dass mit den im §1 Satz 3 und 4 genannten Maßnahmen, den Anforderungen des §11 Abs. 4 ThürStrG entsprochen wird.



§ 2
Vereinbarungspflichten

(1) Die Stadt verpflichtet sich, die erforderlichen Erhaltungsmaßnahmen gemäß § 1 Abs. 3 in den Haushaltsjahren 2019 und 2020 durchzuführen.

(2) Folgende Leistungen werden durch die Straßenbauverwaltung getragen:

• Anteilige Kosten für die Planung der Fahrbahn gemäß beigefügtem Honorarangebot des Ingenieurbüros Meinecke und endgültig abzurechen nach Kostenanschlag (Submissionsergebnis).

· Anteilige Kosten für Baugrunduntersuchung, Beweissicherung und Sicherheits­ und Gesundheitskoordinator gemäß Teilungsschlüssel nach Submission.
 

● Aufbruch und Wiederherstellung des Fahrbahnoberbaues zwischen den Borden.
● Herstellung der Straßenabläufe einschließlich Anschlussleitungen.
·  Anteilige Kosten aus dem Allgemeinlos.

(3) Eine Kostenbeteiligung am Kanalbau erfolgt nicht, diese ist vom neuen Baulastträger zu leisten.

(4) Die Straßenbauverwaltung verpflichtet sich, die auf sie entfallenden Kosten für die Erhaltungsmaßnahme (Planung und Bau) gemäß Submissionsergebnis des insgesamt günstigsten Bieters nach erfolgtem Baubeginn im Rahmen der in den Haushaltsjahren 2019 bis 2020 zur Verfügung stehenden Mittel als Gesamtsumme bzw. in Abschlägen nach Aufforderung/ Rechnungslegung an die Stadt zu zahlen.

(5) Darüber hinaus gehende Kosten werden nicht erstattet.


§3
Vereinbarungsdurchführung

(1) Die erforderlichen Haushaltsmittel werden durch die Straßenbauverwaltung in den Haushaltsjahren 2019/2020 eingeplant. Die Stadt hat die Straßenbauverwaltung mindestens 3 Monate vor Ausschreibung der Maßnahme zu informieren.

(2) Die Stadt wird die erforderlichen Erhaltungsmaßnahmen nach öffentlicher Ausschreibung in Auftrag geben.

(3) Die Straßenbauverwaltung ist rechtzeitig vor Zuschlagserteilung zu beteiligen.

(4) Der Zuschlag darf nur mit Zustimmung durch die Straßenbauverwaltung erteilt werden.

(5) Spätestens mit der ersten Rechnungslegung durch die Stadt an die Straßenbauverwaltung sind die zahlungsbegründenden Unterlagen vorzulegen.
•	Angebots-LV der bauausführenden Firma
•	Zuschlagsschreiben



§4
Bauwerke

(1) Das Bauwerk über den Limbach/Rosenbach wurde im Jahr 2018 instand gesetzt und weist eine Zustandsnote von 1,0 auf. Es erfüllt die Kriterien des Handlungsleitfadens und ist somit umstufungsfähig.
 



§5
Sonstiges

(1) Der Stadt werden aussagefähige Bestandsunterlagen übergeben.

(2) Der Stadt werden die Verträge nach §23 ThürStrG, Erlaubnisse nach § 18, Genehmigungen nach
§ 24 ThürStrG übergeben und über sonstige Besonderheiten informiert.

(3) Es wird angestrebt, dass innerhalb von 5 Jahren nach dem Wechsel der Baulast durch die Straßenbauverwaltung, eventuell notwendig werdender Grunderwerb, Vermessung und Grundbuchberichtigung gemäß §§ 12 und 13 ThürStrG erfolgen.



§6
Schlussbestimmungen

(1) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform.

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so bleibt die Vereinbarung im Übrigen wirksam. Die Parteien verpflichten sich für 



diesen Fall, die unwirksame Bestimmung durch eine wirksame zu ersetzen, die dem am nächsten kommt, was die Parteien nach Sinn und Zweck der Regelung haben erreichen wollen. Entsprechendes gilt bei Vereinbarungslücken für die Vereinbarungsergänzung.

(3) Diese Vereinbarung wird 4-fach gefertigt. Jeder Vertragspartner erhält zwei Ausfertigungen.


 
Leinefelde/ Worbis, den..:...................                      Ellrich, den....................
                                           
         
Für die Straßenbauverwaltung                                 Für die Stadt
 
 
 
Franz Rohmund                                                        Matthias Ehrhold
Amtsleiter                                                                  Bürgermeister





Anlage 1 Kostenschätzung für die Erhaltungsleistungen in der OD·
Anlage 2 Formular zur Zustandserfassung und -bewertung der ordnungsgemäßen Unterhaltung vor Umstufung gemäß§ 11 (4) ThürStrG.
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